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Sehr geehrte Damen und 
Herren,
zunächst möchten wir Ihnen, liebe Leser 
unseres Infoletters, alles Gute für das 
Jahr 2022 wünschen!

In unserem ersten Beitrag machen wir 
heute einen Ausflug in die 
Verwertbarkeit von Anom-Chats aus 
einem Kryptodienst des FBI vor 
deutschen Gerichten. Wie in einem 
Roman haben FBI Entwickler ein
"Krypton-Handy" geschaffen und 
vertrieben, das weltweit den Ermittlern 
zahlreiche Verbrechensplanungen 
übertragen hat. Aber in welchem Umfang 
dürfen die übertragenen Daten auch in 
deutschen Strafverfahren verwandt 
werden?
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Das Thema Antidumping spielt in
unserer Beratungspraxis eine wichtige
Rolle, weil es grundsätzlich bedeutet,
dass Unternehmen, die dieses Thema
betrifft, von hohen zusätzlichen Zöllen
betroffen sind. Wir möchten in unserem
zweiten Beitrag daher die praktischen
Auswirkungen eines aktuellen EuGH-
Urteils darstellen, in dem es um die
zolltarifliche Einreihung einer Ware und
die Auslegung von
Antidumpingverordnungen ging.  

Der Jahresanfang ist immer auch die Zeit,
in der Langzeit-Lieferantenerklärungen
bei Zulieferern angefordert und eigene
Langzeit-Lieferantenerklärungen
ausgestellt werden. Wir möchten in
diesem Zusammenhang auf zwei
aktuelle Problempunkte im
Zusammenhang mit
Lieferantenerklärungen hinweisen.

Eine interessante Lektüre wünschen

Ihre Möllenhoff Rechtsanwälte

Themen

I. Steuern: Die Verwertbarkeit vor
deutschen Gerichten von Anom-Chats
aus einem Kryptodienst des FBI

II. Zoll: Antidumpingzoll –
Anwendungsbereich und praktische
Auswirkungen

III. Zoll: Lieferantenerklärungen -
aktuelle Fallstricke

Jetzt ONLINE!
Spotify
Apple
Podigee
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I. Die Verwertbarkeit vor deutschen
Gerichten von Anom-Chats aus einem
Kryptodienst des FBI
Der Entscheidung des LG Frankfurts liegt ein Verfahren gegen einen mutmaßlichen
Betreiber von drei Cannabisplantagen in Deutschland zu Grunde, dem der
bandenmäßige Handel mit Betäubungsmitteln zur Last gelegt wird. Die belastenden
Informationen ergeben sich aus Anom-Chats, eines Kryptodienstes, den das FBI nach
eigenen Angaben selbst auf den Markt gebracht hat und fast drei Jahre betrieb, um so
weltweit kriminelle Organisationen in die Falle zu locken und zu überwachen. Der
Server stand in einem Drittland, die Daten gelangten über Rechtshilfe erst in die USA
und dann nach Deutschland. (Näheres zur Entwicklung und Etablierung des
Kryptodienstes in FAZ: „Organisierte Kriminalität in der Falle“ von David Klaubert.)
Der Angeklagte legte ein Geständnis ab und beschuldigte auch Lieferanten und
Abnehmer. So spielte die Frage nach der Verwertbarkeit der entschlüsselten Anom-
Nachrichten in diesem Verfahren nur eine untergeordnete Rolle. Das Gericht sieht
keinen Raum für ein Beweisverwertungsverbot.
 
Im deutschen Strafverfahrensrecht gibt es keinen allgemein geltenden Grundsatz, nach
dem jeder Verstoß gegen Beweiserhebungsvorschriften ein strafprozessuales
Verwertungsverbot nach sich zieht. Grundsätzlich stellt sich die Frage nach den
Umständen des Einzelfalls, insbesondere nach der Art des Verbots und dem Gewicht
des Verstoßes unter Abwägung der widerstreitenden Interessen zu entscheiden (vgl.
BVerfG, Beschluss vom 28. Juli 2008 – 2 BvR 784/08). Die Strafprozessordnung darf
nicht der Wahrheitserforschung „um jeden Preis“ dienen, aber die Annahme eines
Verwertungsverbotes  schränkt eines der wesentlichen Prinzipien des
Strafverfahrensrechts ein, dass das Gericht die Wahrheit zu erforschen hat und dazu
die Beweisaufnahme von Amts wegen auf alle bedeutenden Tatsachen und
Beweismittel zu erstrecken hat. Das Rechtsstaatsprinzip gestattet und verlangt die
Berücksichtigung der Belange einer funktionstüchtigen Strafrechtspflege, ohne die der
Gerechtigkeit nicht zum Durchbruch verholfen werden kann (vgl. BVerfG, Beschluss
vom 19. Juli 1972 – 2 BvL 7/71 –, BVerfGE 33, 367, 383). Ein
Beweisverwertungsverbot stellt also eine Ausnahme dar, die nur nach ausdrücklicher
gesetzlicher Vorschrift oder aus übergeordneten wichtigen Gründen im Einzelfall
anzuerkennen ist (vgl. BGH, Urteil vom 21. Juli 1994 – 1 StR 83/94. Insbesondere

https://www.ra-moellenhoff.de/index.php?id=304&mid=326&aC=e9f41d7d&jumpurl=6
https://www.ra-moellenhoff.de/index.php?id=304&mid=326&aC=e9f41d7d&jumpurl=7
https://www.ra-moellenhoff.de/index.php?id=304&mid=326&aC=e9f41d7d&jumpurl=8
https://www.ra-moellenhoff.de/index.php?id=304&mid=326&aC=e9f41d7d&jumpurl=9


Page 4 of 19

kann das Vorliegen eines besonders schwerwiegenden Fehlers ein Verwertungsverbot
nach sich ziehen (vgl. BGH, Beschluss vom 18. November 2003 – 1 StR 455/03 .)
 
Zum einen erlaube § 100e Abs. 6 Nr. 1 StPO im Grundsatz und unter bestimmten
Voraussetzungen die Verwendung und Verwertung von Daten aus dem Ausland zur
Aufklärung von Straftaten, aufgrund derer Überwachungsmaßnahmen gemäß §§ 100a,
b StPO hätten angeordnet werden können.
Weiter dürfen Kommunikationsdaten aus dem Ausland verwendet werden, ohne dass
eine grundsätzliche Pflicht zur Überprüfung Rechtmäßigkeit der Datenerhebung im
Ausland bestehe. Verwiesen wird auf Beschlüsse zu den EnchroChat-Verfahren z.B.
OLG Hamburg, Beschluss vom 29. Januar 2021 – 1 WS 2/21 - 7 OBL 3/21, dass
Beweisverwertungsverbote nur in Ausnahmefällen griffen, etwa wenn bei der Erhebung
von Beweisen im Ausland Grundrechte verletzt oder gegen die allgemeinen
rechtsstaatlichen Grundsätze verstoßen worden sei, also die erforderliche
Rechtswidrigkeit bei der Informationserlangung oder -weitergabe kann sich bei
grenzüberschreitenden Sachverhalten grundsätzlich sowohl aus der Rechtswidrigkeit
der im Ausland vorgenommenen Maßnahme als auch der Rechtswidrigkeit des
grenzüberschreitenden Datentransfers selbst ergeben haben (vgl. BGH, Beschluss
vom 21. November 2012 – 1 StR 310/12 .

Die folgenden Grundsätze wurden für die Beweisverwertung in den EnchroChat-
Verfahren aufgestellt:

1. Ein zu einem Beweisverwertungsverbot führender Verstoß gegen wesentliche
Grundsätze der deutschen Rechtsordnung liegt nicht vor (§ 73 Satz 1 IRG).
Eine vollständige Überprüfbarkeit der Beweiserhebung von deutschen
Gerichten liegt nicht vor ohne deutsches Rechtshilfeersuchen. Insbesondere
von Bedeutung war hier, dass die verwerteten Daten nicht alle aus einzelnen
Strafverfahren mit im Hinblick auf die hiermit verbundenen Eingriffe in
Grundrechte (Art. 10 GG, Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG), die eine
Überwachung nur aus Anlass eines konkreten Geschehens und gegen
bestimmte Beschuldigte bei Vorliegen eines qualifizierten Verdachtes erlaubt,
eine verdachtslose Überwachung der Kommunikation dagegen grundsätzlich
unzulässig ist (BVerfG, Urt. v. 27. Februar 2008 – 1 BvR 370/07, 1 BvR
595/07). Dass in Frankreich angeordnete und gerichtlich beschlossene
Ermittlungsmaßnahmen, verfolgte nicht in jedem Einzelfall einen konkret
gegen bestimmte Personen begründeten Verdacht der Begehung
schwerwiegender Straftaten. Was in Deutschland so nicht hätte veranlasst
werden dürfen. Für jede einzelne der in Deutschland zur Anklage gebrachten
Taten, hätte aber aufgrund ihrer Schwere das Abhören angeordnet werden
können und die Daten verwendet werden dürfen nach § 100e Abs. 6 Nr. 1
StPO.

2. Ein Verbot der Beweisverwertung ergibt sich auch nicht aufgrund von
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Verstößen gegen rechtshilferechtliche Bestimmungen zur
grenzüberschreitenden Überwachung der Telekommunikation sowie zur
Informationsübermittlung.

3. Die Frage der Datenauthentizität muss im Rahmen der Beweiswürdigung
geklärt sein, bezogen auf den Nachweis der Urheberschaft der Daten und
darüber hinaus muss belegt werden, dass die Kommunikationsinhalte und
Standortdaten zu beweiserheblichen Umständen nicht durch
Übertragungsfehler oder Manipulationen verändert und verfälscht worden
sind (Datenintegrität).

Eine direkte Übernahme der Wertung aus der Entscheidung aus den EnchroChat-
Verfahren kann hier aber nicht in Betracht kommen, da es sich nicht um europäische
Ermittlungen und der Auswertung eines europäischen Servers handelt und die
Verwendung von Daten die sich als Zufallsfunde für weitere Strafverfahren ergeben
haben. Diese Daten von den Anom-Handys, die vom FBI extra für das Ausspionieren
von Kriminellen in Umlauf gebracht und vertrieben wurden, stellen auch keine
Zufallsfunde dar. Die Daten lagen zunächst auf einem Server in einem Drittland und
durften in den USA nicht gegen Bürger der USA verwendet werden, weil es auch dort
nicht rechtstaatlichen Methoden der Strafermittlung entspricht.

Fazit:

Für Fälle von organisierter Kriminalität dürfen die Grundrechte aus Art. 10 GG, Art. 2
Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG eingeschränkt werden, zum Schutz anderer Rechtsgüter.
Der Katalog, der eine Handy-Überwachung als Ermittlungsoption in der Strafverfolgung
zulässt, ist lang aber abschließend in § 100 a StPO geregelt. Auch großartige
Ermittlungserfolge dürfen nicht über den Weg der Datenbeschaffung hinwegtäuschen.
Die Datenauswertung kann nur zur Verurteilung der Straftäter führen, wenn sie auf
rechtstaatlichen zulässigen Methoden beruht, sonst beginnen wir unseren
Grundrechtsschutz in der Strafverfolgung vom Ergebnis her auszuhöhlen. Insofern
muss auch bei den weiteren Prozessen genau aufgeschlüsselt werden, wie die Daten
erhoben wurden, das gilt insbesondere bei Auslandsbezug.

Verfasserin: Rechtsanwältin Julia Gnielinski

II. Antidumpingzoll – Anwendungsbereich
und praktische Auswirkungen
Wenn Waren bei der Einfuhr über die TARIC-Codierung mit einem Antidumpingzoll
belegt werden, besteht häufig Streit darüber, ob die Waren allein durch die
angemeldete Zolltarifnummer in den Anwendungsbereich einer
Antidumpingzollverordnung gelangen, oder ob dieser Automatismus nicht immer greift.
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Dazu hat der EuGH ein interessantes Urteil gefällt, das nachfolgend dargestellt und auf
dessen praktische Auswirkungen eingegangen wird.

Das Urteil des EuGH vom 15. Juli 2021 (C-362/20 - Profit Europe und Gosselin
Forwarding Services) betraf den Zusammenhang zwischen den Erkenntnissen aus
einem Urteil zur zolltariflichen Einreihung einer Ware und der Auslegung von
Antidumpingverordnungen. Die Angelegenheit wurde im Rahmen eines
Vorabentscheidungsersuchens nach Art. 267 AEUV vom Hof van beroep te Antwerpen
(Appellationshof Antwerpen, Belgien) beim EuGH eingereicht.

Sachverhalt

Im zu entscheidenden Fall wurden Profit Europe, ein belgischer Einführer und
Gosselin, eine belgische Gesellschaft, die Zollanmeldungsdienstleistungen erbringt,
beschuldigt, bei der Einfuhr von Rohrform-, Rohrverschluss- und
Rohrverbindungsstücken, mit Gewinde, aus Gusseisen mit Kugelgrafit, aus China,
mehrere Zuwiderhandlungen gegen die zollrechtlichen Vorschriften begangen zu
haben. Es wurde ihnen vorgeworfen, bei bestimmten Einfuhren aus China die Zahlung
von Antidumpingzöllen umgangen zu haben, indem sie die fraglichen Rohrform-,
Rohrverschluss- und Rohrverbindungsstücke unter einem falschen Tarifcode und unter
einer falschen Bezeichnung angemeldet hätten.

Zu den Einfuhranmeldungen von Profit Europe stellte das vorlegende Gericht fest,
dass alle zunächst, bis zum 19. November 2012, stets als aus verformbarem
Gusseisen hergestellt (Unterposition 7307 19 10 der KN) angemeldet worden seien.
Sodann seien solche Rohrstücke in der Zeit vom 19.12.2012 bis zum 27.10.2014 71-
mal unter der KN-Unterposition 7307 19 10 betreffend Rohrstücke aus verformbarem
Gusseisen und achtmal unter der Unterposition 7307 11 10 betreffend Rohrstücke aus
nicht verformbarem Gusseisen für Rohre von der für Druckleitungen verwendeten Art
angemeldet worden. Schließlich hätten Profit Europe und Gosselin die fraglichen
Rohrstücke ab dem 28.10.2014 ausschließlich als unter die Unterposition 7307 11 10
fallend angemeldet.

In der endgültigen Verordnung wurden diese Waren so beschrieben, dass sie „derzeit
... unter den [KN-Code] ex 7307 19 10 (TARIC-Code 7307191010) ... eingereiht
werden“, und unterlagen für Waren aus China einem Antidumpingwertzollsatz von 57,8
% und für Waren aus Thailand einem Antidumpingwertzollsatz von 15,5 %.

Außerdem wies das vorlegende Gericht darauf hin, dass während der Geltungsdauer
der Antidumpingzölle alle Fittings und Rohrstücke als nicht mit Gewinde versehen
angemeldet worden seien, während sechs Arten eingeführter Waren tatsächlich mit
Gewinde versehen gewesen seien und daher Antidumpingzöllen unterlegen hätten.
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Im März 2014 stellte Profit Europe bei der Centrale Administratie der Douane en
Accijnzen zisen, Belgien (im Folgenden: Zollverwaltung) mehrere Ersuchen um
verbindliche Zolltarifauskünfte über die zolltarifliche Einreihung der betreffenden
Waren. Die Zollverwaltung erteilte sechs verbindliche Zolltarifauskünfte, die den
Tarifcode 7307 11 11 00 (gegossene Rohrformstücke, Rohrverschlussstücke und
Rohrverbindungsstücke, mit Gewinde, aus nicht verformbarem Gusseisen) anführten.
Ferner erteilte die Zollverwaltung 20 verbindliche Zolltarifauskünfte, in denen sie den
Tarifcode 7307 19 10 00 (gegossene Rohrformstücke, Rohrverschlussstücke und
Rohrverbindungsstücke, mit Gewinde, aus verformbarem Gusseisen) oder den
Tarifcode 7307 19 10 90 (Rohrformstücke, Rohrverschlussstücke und
Rohrverbindungsstücke aus verformbarem Gusseisen ohne Gewinde) angab.

Im April 2015 nahm die Zollverwaltung die erteilten Zolltarifauskünfte zurück und reihte
die von ihnen betroffenen Waren in die Unterposition 7307 19 10 der KN ein, wobei sie
den Tarifcode 7307 19 10 und den TARIC-Code 7307 19 10 90 als zutreffenden
Tarifcode („Rohrformstücke, Rohrverschlussstücke und Rohrverbindungsstücke aus
verformbarem Gusseisen ohne Gewinde“) nannte. In beiden Bescheiden wurde auf die
KN-Erläuterung zur Position 7307 19 10 verwiesen, wonach der Begriff „verformbares
Gusseisen“ auch Gusseisen mit Kugelgrafit umfasse, sowie auf die
Schlussfolgerungen der 140. Sitzung des Ausschusses für den Zollkodex, die im
Wesentlichen das weite Verständnis dieses Begriffs bestätigten.

Die Widersprüche von Profit Europe gegen diese Bescheide blieben erfolglos, sodass
Profit Europe bei der Nederlandstalige rechtbank van eerste aanleg Brussel
(Niederländischsprachiges Gericht Erster Instanz Brüssel, Belgien) Klage gegen die
einzelnen Bescheide erhob.

Hinzu kam, dass am 24. Februar 2017 bei der Rechtbank van eerste aanleg
Antwerpen, afdeling Antwerpen (Gericht Erster Instanz Antwerpen, Abteilung
Antwerpen, Belgien), u. a. wegen der Anmeldung unter einem falschen Tarifcode und
unter einer falschen Bezeichnung ein Strafverfahren gegen Profit Europe und Gosselin
eingeleitet wurde.

Während dieses Verfahren lief, ersuchte die Nederlandstalige rechtbank van eerste
aanleg Brussel (Niederländischsprachiges Gericht Erster Instanz Brüssel) mit zwei
Entscheidungen vom 16. Juni 2017 den Gerichtshof um Vorabentscheidung, und zwar
in zwei Rechtssachen, in denen das Urteil vom 12. Juli 2018, Profit Europe (C‑397/17
und C‑398/17), ergangen ist.

In diesem Urteil hat der Gerichtshof entschieden, dass Rohrformstücke,
Rohrverschlussstücke und Rohrverbindungsstücke aus Gusseisen mit Kugelgrafit in
die Auffangposition 7307 19 90 der KN („andere Rohrformstücke,
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Rohrverschlussstücke und Rohrverbindungsstücke, aus Eisen oder Stahl“) einzureihen
sind, was im Wesentlichen bedeutet, dass sowohl die von Profit Europe
vorgeschlagene als auch die vom belgischen Staat vorgenommene Einreihung
unzutreffend war.

Im Anschluss an das Urteil vom 12. Juli 2018, Profit Europe (C‑397/17 und C‑398/17),
wurden in den beiden Rechtssachen Vergleichsanträge bei der Rechtbank van eerste
aanleg Brussel (Gericht Erster Instanz Brüssel) gestellt, nach denen der belgische
Staat seinen Standpunkt in diesen Verfahren aufgab und Profit Europe in beiden Fällen
Prozessentschädigung gewährt wurde.

Mit Urteil vom 28. März 2019 sprach die Rechtbank van eerste aanleg Antwerpen,
afdeling Antwerpen (Gericht Erster Instanz Antwerpen, Abteilung Antwerpen) zum
einen Profit Europe und Gosselin in Bezug auf die Anmeldung unter einem falschen
Tarifcode und unter einer falschen Bezeichnung frei und erklärte zum anderen die
Steuerklage der Zollverwaltung für zulässig, aber unbegründet.

Am 16. April 2019 legten die Staatsanwaltschaft und der Föderale Öffentliche Dienst
Finanzen gegen dieses Urteil Berufung beim Hof van beroep te Antwerpen
(Appellationshof Antwerpen, Belgien) ein.

Dieses Gericht wies erstens darauf hin, dass im Anschluss an das Urteil des
Gerichtshofs vom 12. Juli 2018, Profit Europe (C‑397/17 und C‑398/17), die KN-
Erläuterung zur Unterposition 7307 19 10 geändert und die Form‑, Verschluss- und
Verbindungsstücke aus Gusseisen mit Kugelgrafit daraus gestrichen worden seien.
Außerdem sehe die Erläuterung zur Unterposition 7307 19 90 vor, dass zu dieser
nunmehr auch Form‑, Verschluss- und Verbindungsstücke aus Gusseisen mit
Kugelgrafit gehörten.

Zweitens wies es darauf hin, dass Art. 1 Abs. 1 der endgültigen Verordnung durch die
Durchführungsverordnung 2019/262 dahin geändert worden sei, dass die erfassten
Einfuhren nunmehr „[gegossene] Rohrformstücke, Rohrverschlussstücke und
Rohrverbindungsstücke, mit Gewinde, aus Temperguss und aus Gusseisen mit
Kugelgrafit …, die derzeit unter den KN-Codes ex 7307 19 10 (TARIC‑Code
7307191010) und ex 7307 19 90 (TARIC‑Code 7307199010) eingereiht werden“,
beträfen.

Folglich stelle sich die Frage nach dem Zusammenhang zwischen den Erkenntnissen
aus diesem Urteil im Bereich der Zölle und der Auslegung der vorläufigen und der
endgültigen Antidumpingverordnung in der vor der Änderung der endgültigen
Verordnung im Jahr 2019 geltenden Fassung. Da der Gerichtshof nämlich entschieden
habe, dass Gusseisen mit Kugelgrafit nicht unter die KN-Unterposition 7307 19 10
falle, sei fraglich, ob die beiden Verordnungen, die ausdrücklich diese Unterposition
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beträfen, gleichwohl auf die Einfuhren von gegossenen Rohrformstücken,
Rohrverschlussstücken und Rohrverbindungsstücken, mit Gewinde, aus Gusseisen mit
Kugelgrafit angewandt werden könnten.

Unter diesen Umständen hat der Hof van beroep te Antwerpen (Appellationshof
Antwerpen) das Verfahren ausgesetzt und dem Gerichtshof folgende Frage zur
Vorabentscheidung vorgelegt:

„Gelten für gegossene Rohrformstücke, Rohrverschlussstücke und
Rohrverbindungsstücke, mit Gewinde, aus Gusseisen mit Kugelgrafit aus China
Antidumpingzölle nach der vorläufigen Verordnung und der endgültigen Verordnung,
obwohl der Gerichtshof der Europäischen Union mit Urteil vom 12. Juli 2018, Profit
Europe (C‑397/17 und C‑398/17), entschieden hat, dass es sich bei gegossenen
Rohrformstücken, Rohrverschlussstücken und Rohrverbindungsstücken aus
Gusseisen mit Kugelgrafit nicht um gegossene Rohrformstücke, Rohrverschlussstücke
und Rohrverbindungsstücke aus verformbarem Gusseisen handelt und dass
gegossene Rohrformstücke, Rohrverschlussstücke und Rohrverbindungsstücke aus
Gusseisen mit Kugelgrafit unter eine andere Unterposition fallen als gegossene
Rohrformstücke, Rohrverschlussstücke und Rohrverbindungsstücke aus verformbarem
Gusseisen?“

Antwort des EuGH

Der EuGH beantwortete die Vorlagefrage wie folgt:

Mit seiner Frage möchte das vorlegende Gericht wissen, ob die vorläufige Verordnung
und die endgültige Verordnung in ihrer Fassung vor den Änderungen durch die
Durchführungsverordnung 2019/262 dahin auszulegen sind, dass die mit diesen
Verordnungen eingeführten vorläufigen und endgültigen Antidumpingzölle für
gegossene Rohrformstücke, Rohrverschlussstücke und Rohrverbindungsstücke, mit
Gewinde, aus Gusseisen mit Kugelgrafit mit Ursprung in China gelten.

Vorab ist darauf hinzuweisen, dass nach Art. 14 Abs. 1 der Grundverordnung (gemeint
ist die Antidumping-Grundverordnung VO (EG) 1225/2009 (nicht mehr in Kraft) heute:
VO (EU) 2016/1036) Antidumpingzölle durch Verordnung eingeführt und von den
Mitgliedstaaten in der Form, zu dem Satz und nach den sonstigen Modalitäten erhoben
werden, die in der Verordnung zur Einführung dieser Zölle festgelegt sind, und zwar
unabhängig von den Zöllen, Steuern und anderen normalerweise bei der Einfuhr
geforderten Abgaben.

Zudem geht insbesondere aus Art. 1 und Art. 9 Abs. 4 der Grundverordnung hervor,
dass nur Waren, die Gegenstand einer Antidumpinguntersuchung waren,
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Antidumpingmaßnahmen unterworfen werden können, sofern festgestellt wurde, dass
die fraglichen Waren zu einem niedrigeren Preis als die von der
Antidumpinguntersuchung erfassten gleichartigen Waren in die Union ausgeführt
werden (Urteil vom 18. April 2013, C-595/11, Steinel Vertrieb).

Nach Art. 14 Abs. 2 der Grundverordnung müssen die Verordnungen zur Einführung
vorläufiger oder endgültiger Antidumpingzölle u.a. eine Beschreibung der Waren
enthalten. Um die Waren, auf die der Antidumpingzoll erhoben werden soll, zu
bestimmen, werden sie in den verfügenden Teilen der Antidumpingverordnungen
insbesondere anhand der Tarifunterposition der KN, in die sie gehören, beschrieben.
Eine solche Bezugnahme reicht jedoch nicht immer aus, um die von der
Antidumpingregelung erfassten Waren genau bestimmen zu können, da es dem
Wortlaut dieser Unterpositionen an Genauigkeit fehlen kann. Daher beschreibt der
verfügende Teil einer Antidumpingverordnung die zu besteuernden Waren unter
Heranziehung zusätzlicher Unterscheidungskriterien. Eine Ware muss nur dann
versteuert werden, wenn sie in die KN-Unterposition eingereiht wird, die in einer
Antidumpingverordnung genannt ist, und zugleich alle Merkmale der betreffenden
Ware aufweist, was zu prüfen Sache des vorlegenden Gerichts ist (Urteil vom 18. April
2013, C-595/11, Steinel Vertrieb).

Die etwaige Einreihung einer Ware in eine bestimmte Tarifposition führt jedoch nicht
ohne Weiteres dazu, dass die Ware dem Antidumpingzoll unterliegt (vgl. in diesem
Sinne Urteil vom 18. April 2013, C-595/11, Steinel Vertrieb und die dort angeführte
Rechtsprechung).

Daher ist bei neuartigen Waren außerdem zu prüfen, ob sie die gleichen technischen
und physischen Merkmale, die gleichen grundlegenden Endverwendungen und das
gleiche Verhältnis zwischen Qualität und Preis wie die Waren aufweisen, die von den
fraglichen Antidumpingverordnungen erfasst werden. Dabei sind auch die
Austauschbarkeit und der Wettbewerb zwischen diesen Waren zu beurteilen (vgl. in
diesem Sinne Urteil vom 18. April 2013, C-595/11, Steinel Vertrieb).

Eine Auslegung der Antidumpingverordnungen, die eine Ausweitung der Anwendung
der Antidumpingmaßnahmen auf neuartige Waren bewirken würde, die zwar die
gleichen wesentlichen Beschaffenheitsmerkmale wie die in diesen Verordnungen
genannten aufweisen und zudem unter demselben KN-Code einzureihen sind, aber
doch andersartige Waren sind, da sie zusätzliche Merkmale aufweisen, die in diesen
Verordnungen nicht genannt sind, ist nicht mit dem Zweck und der Systematik der
Grundverordnung vereinbar (vgl. entsprechend Urteile vom 18. April 2013, C-595/11,
Steinel Vertrieb und vom 15. Oktober 2020, C-117/19, Linas Agro).

Um den Anwendungsbereich der vorläufigen und der endgültigen Verordnung, um die
es im Ausgangsrechtsstreit geht, im Hinblick auf die von ihnen erfassten Waren
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bestimmen zu können, ist außerdem darauf hinzuweisen, dass bei der Auslegung einer
Unionsvorschrift nicht nur ihr Wortlaut zu berücksichtigen ist, sondern auch ihr
Zusammenhang und die Ziele, die mit der Regelung, zu der sie gehört, verfolgt werden
(Urteile vom 20. Juni 2019, C-682/17, ExxonMobil Production Deutschland und die dort
angeführte Rechtsprechung, sowie vom 12. September 2019, C-709/17 P,
Kommission/Kolachi Raj Industrial und die dort angeführte Rechtsprechung).

Was den Wortlaut der vorläufigen und der endgültigen Verordnung in ihrer hier
maßgeblichen Fassung angeht, so ergibt sich zum einen aus ihren Titeln wie auch aus
ihrem Art. 1 Abs. 1, dass sie die Einfuhr von gegossenen Rohrformstücken,
Rohrverschlussstücken und Rohrverbindungsstücken, mit Gewinde, aus verformbarem
Gusseisen mit Ursprung in der Volksrepublik China und Thailand betrafen. In diesen
Verordnungen hieß es außerdem, dass die betreffenden Erzeugnisse zur damaligen
Zeit unter der KN-Unterposition 7307 19 10, genauer gesagt unter dem TARIC-Code
7307 19 10 10 eingereiht waren, der diese Unterposition nur durch Hinzufügung einer
Unterteilung gemäß Art. 20 Abs. 6 Buchst. b des Zollkodex der Gemeinschaften und
Art. 2 Buchst. a der Verordnung Nr. 2658/87 ergänzte.

Zum anderen wurde im 28. Erwägungsgrund der vorläufigen Verordnung ausdrücklich
klargestellt, dass Rohrstücke mit Gewinde aus Gusseisen mit Kugelgrafit in den
Anwendungsbereich des Verfahrens und der dort vorgesehenen Maßnahmen fallen, da
sie dieselben materiellen Eigenschaften aufweisen wie die von der Untersuchung
betroffenen verformbaren Rohrstücke mit Gewinde.

Daher bezeichnete der 28. Erwägungsgrund die Rohrstücke mit Gewinde aus
Gusseisen mit Kugelgrafit als „gleichartige Ware“. Dieser Begriff wird in Art. 1 Abs. 4
der Grundverordnung als eine Ware definiert, die mit der betreffenden Ware identisch
ist, d.h., ihr in jeder Hinsicht gleicht, oder, wenn es eine solche Ware nicht gibt, als eine
andere Ware, die zwar der betreffenden Ware nicht in jeder Hinsicht gleicht, aber
Merkmale aufweist, die denen der betreffenden Ware sehr ähnlich sind.

Insoweit sah die vorläufige Verordnung im Unterschied zu den Unterpositionen 7307 11
10, 7307 19 10 und 7307 19 90 der KN ein zusätzliches Unterscheidungskriterium im
Sinne der in Rz. 55 des vorliegenden Urteils angeführten Rechtsprechung vor, nämlich
das Vorhandensein eines Gewindes bei den im Ausgangsverfahren in Rede stehenden
Rohrstücken, aufgrund dessen die aus diesen beiden Arten von Gusseisen
hergestellten Stücke, wie sich aus dem 28. Erwägungsgrund der vorläufigen
Verordnung ergibt, dieselben wesentlichen materiellen Eigenschaften aufwiesen.

Im Übrigen stand fest, dass es zum Zeitpunkt des Erlasses der vorläufigen und der
endgültigen Verordnung in der Erläuterung zur Unterposition 7307 19 10 der KN hieß,
dass der Begriff „verformbares Gusseisen“ auch Gusseisen mit Kugelgrafit umfasst.
Darauf wurde auch im 28. Erwägungsgrund der vorläufigen Verordnung hingewiesen.
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Außerdem wurden die Feststellungen im 28. Erwägungsgrund der vorläufigen
Verordnung im 13. Erwägungsgrund der endgültigen Verordnung bestätigt.

Folglich ist festzustellen, dass der verfügende Teil der vorläufigen und der endgültigen
Verordnung, um die es im Ausgangsrechtsstreit geht, von Anfang an die Einfuhren
gegossener Rohrformstücke, Rohrverschlussstücke und Rohrverbindungsstücke, mit
Gewinde, aus verformbarem Gusseisen sowie gegossener Rohrformstücke,
Rohrverschlussstücke und Rohrverbindungsstücke, mit Gewinde, aus Gusseisen mit
Kugelgrafit betraf.

Dies wird sowohl durch den Zusammenhang als auch durch die mit den
Antidumpingverordnungen verfolgten Ziele bestätigt.

Allgemein ist darauf hinzuweisen, dass die Einführung von Antidumpingzöllen eine
Schutzmaßnahme gegen unlauteren Wettbewerb ist, der sich aus Dumpingpraktiken
ergibt (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 3. Oktober 2000, C-458/98 P, Industrie des
poudres sphériques).

Die funktionelle Unabhängigkeit der Antidumpingmaßnahmen von der tariflichen
Einreihung nach der KN und von dem Gemeinsamen Zolltarif in Form des TARIC ergibt
sich auch aus Art. 14 Abs. 1 Satz 2 der Grundverordnung, wonach Antidumpingzölle
unabhängig von den Zöllen, Steuern und anderen normalerweise bei der Einfuhr
geforderten Abgaben erhoben werden.Außerdem ist diese Unabhängigkeit die logische
Folge der besonderen Natur des Verfahrens zur Einführung von Antidumpingzöllen als
handelspolitische Maßnahme gegen außerhalb der Union ansässige Unternehmen.

Hierzu ist festzustellen, dass die Bezeichnung der einschlägigen KN-Unterpositionen
und TARIC-Codes in den Antidumpingverordnungen nur Hinweischarakter hat, um die
von den Antidumpingmaßnahmen betroffene Ware zu bestimmen.

Im vorliegenden Fall wurde dies in der Bekanntmachung der Einleitung des
Antidumpingverfahrens (ABl. 2012 Nr. C 44, 33) klargestellt, in der es hieß, dass „[es
sich bei] der angeblich gedumpten Ware ... um die untersuchte Ware mit Ursprung in
der Volksrepublik China, Thailand und Indonesien [handelt], die derzeit unter dem KN-
Code ex 7307 19 10 eingereiht wird“, mit dem Hinweis, dass „[d]er KN-Code ... nur
informationshalber angegeben [wird]“.

Insoweit geht aus der Verwendung des Adverbs „derzeit“ sowohl in dieser
Bekanntmachung als auch in der vorläufigen und der endgültigen Verordnung hervor,
dass der Unionsgesetzgeber bereits die Möglichkeit einer späteren Änderung der
zolltariflichen Einreihung in Betracht zog..
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Dies steht auch im Einklang mit Art. 20 Abs. 1 und 2 des Zollkodex der
Gemeinschaften, der hier anwendbar ist. Aus dieser Bestimmung ergibt sich nämlich
zum einen, dass sich die bei Entstehung einer Zollschuld gesetzlich geschuldeten
Abgaben auf den Zolltarif der Union stützen. Zum anderen werden die sonstigen durch
besondere Unionsvorschriften erlassenen Maßnahmen im Warenverkehr, d.h. nicht
tarifäre Maßnahmen wie die Antidumpingzölle, nur „gegebenenfalls“ auf der Grundlage
der zolltariflichen Einreihung der betreffenden Waren angewandt.

In diesem Zusammenhang kann sich ein Urteil des Gerichtshofs, das, wie es beim
Urteil vom 12. Juli 2018 (C-397/17 und C-398/17, Profit Europe) der Fall ist, nur die
zolltarifliche Einreihung einer Ware betrifft, die im Übrigen von den
Antidumpingverordnungen erfasst wird, als solches nicht auf deren
Anwendungsbereich auswirken.

Zur Durchführungsverordnung 2019/262, mit der die endgültige Verordnung im
Anschluss an das Urteil vom 12. Juli 2018 (C-397/17 und C-398/17, Profit Europe)
geändert wurde, ist festzustellen, dass die mit ihr vorgenommenen Änderungen der
Bestimmungen der endgültigen Verordnung nur dazu dienten, die angeführten KN- und
TARIC-Codes an die in diesem Urteil als richtig erkannte Auslegung der
Unterpositionen 7307 11 10, 7307 19 10 und 7307 19 90 der KN in Bezug auf die
Waren anzupassen, die von Anfang an von den Antidumpingverordnungen erfasst
waren.

Beantwortung der Vorlagefrage:

Nach alledem ist auf die Vorlagefrage zu antworten, dass die vorläufige und die
endgültige Verordnung in ihrer Fassung vor den Änderungen durch die
Durchführungsverordnung 2019/262 dahin auszulegen sind, dass die mit diesen
Verordnungen eingeführten vorläufigen und endgültigen Antidumpingzölle für
gegossene Rohrformstücke, Rohrverschlussstücke und Rohrverbindungsstücke, mit
Gewinde, aus Gusseisen mit Kugelgrafit mit Ursprung in China gelten.

Anmerkungen und praktische Auswirkungen

Der Streitfall betraf eine Ausgangssituation, in der die Ware nach einer gerichtlichen
Entscheidung in eine Zolltarifnummer einzureihen war, die nicht ausdrücklich in der
Antidumpingverordnung genannt war. Das Gericht stellt in diesem Zusammenhang
klar, dass eine gerichtliche Entscheidung, die nur die zolltarifliche Einreihung der
Waren betrifft, sich nicht auch auf den Anwendungsbereich einer
Antidumpingverordnung auswirken kann, denn die Bezeichnung der einschlägigen KN-
Unterpositionen und TARIC-Codes in den Antidumpingverordnungen habe lediglich
einen „Hinweischarakter“, damit die davon umfasste Ware bestimmt werden könne.
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Bedeutsam sind aber auch die grundsätzlichen Ausführungen des EuGH zu
Antidumpingmaßnahmen, denn er sieht Antidumpingmaßnahmen als funktionell
unabhängig an.

Im Verfahren wurde u.a. vorgetragen, dass die Erwägungsgründe nicht verwendet
werden dürften, um den Anwendungsbereich einer Verordnung auszuweiten und sie so
auszulegen, dass sie dem Wortlaut offensichtlich widersprechen würden.

Dies sah der EuGH anders, denn ihm kam es für die Beurteilung, ob eine Ware
Antidumpingzöllen unterfällt, darauf an, daran festzumachen, welche Waren tatsächlich
Gegenstand einer Antidumpinguntersuchung der Europäischen Kommission waren und
somit nach der Ermächtigungsgrundlage in Art. 1 Abs. 1 der Grundverordnung
Antidumpingmaßnahmen unterworfen werden können. Er weist dem Wortlaut der KN-
Positionen lediglich einen „Hinweischarakter“ zu. Dies bedeutet, dass der
warenbezogene Anwendungsbereich der entsprechenden Verordnung durch
Auslegung zu bestimmen ist. Dazu zieht er aber auch die Erwägungsgründe sowie die
entsprechend gültigen KN-Erläuterungen sowie die Bekanntmachung der Einleitung
des Antidumpingverfahrens heran.

Dies entspricht auch der bereits in dem Urteil „Steinel Vertrieb“ vertretenen Sichtweise
des EuGH. Darin hatte der EuGH ausgeführt, dass der verfügende Teil der Verordnung
die Waren zwar anhand der entsprechenden KN-Unterpositionen beschreibe, aber
unterschiedliche Unterscheidungskriterien herangezogen werden können, wenn es an
einer Genauigkeit in den einzelnen Unterpositionen fehle.

Dennoch ist eine Grenze zu ziehen, wo der Anwendungsbereich einer Verordnung
extensiv ausgeweitet wird, denn wie der EuGH unter Hinweis auf Art. 1 und Art. 9 Abs.
4 der Grundverordnung ausführte, sind nur Waren, die Gegenstand einer
Antidumpinguntersuchung waren, Antidumpingmaßnahmen unterworfen, sofern
festgestellt wurde, dass die fraglichen Waren zu einem niedrigeren Preis als die von
der Antidumpinguntersuchung erfassten gleichartigen Waren in die Union ausgeführt
werden (Urteil vom 18. April 2013, C-595/11, Steinel Vertrieb).

So muss eine Ware auch nur dann mit einem Antidumpingzoll belegt werden, wenn sie
in die KN-Unterposition eingereiht wird, die in einer Antidumpingverordnung genannt
ist, und zugleich alle Merkmale der betreffenden Ware aufweist, was zu prüfen Sache
des vorlegenden Gerichts ist (Urteil vom 18. April 2013, C-595/11, Steinel Vertrieb).
Lediglich die Einreihung einer Ware in eine bestimmte Tarifposition führt nicht ohne
Weiteres dazu, dass die Ware dem Antidumpingzoll unterliegt (vgl. in diesem Sinne
Urteil vom 18. April 2013, C-595/11, Steinel Vertrieb und die dort angeführte
Rechtsprechung).
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Diese Ausführungen bestätigen, dass ein Automatismus, dass eine Ware, die in eine
Tarifposition eingereiht wird, die von einer Antidumpingverordnung erfasst ist, auch
automatisch mit einem Antidumpingzoll belegt ist, nicht in dieser Form Gültigkeit hat.
Oft ist es zolltariflich so, dass für Waren (leider) keine andere Tarifposition zur
Verfügung steht, sie aber eigentlich eher nicht in diese Tarifposition gehört und sich
einfach nur dort befindet, weil alle anderen Tarifpositionen „noch unzutreffender“
wären. Dies war in der Vergangenheit z.B. bei LEDs der Fall oder auch in dem Urteil
„Steinel Vertrieb“, in dem eine bereits bestehende Ware zusätzlich mit einem
neuartigen Mechanismus ausgestattet wurde, wobei es dann darauf ankam, ob die
Ware mit diesem Mechanismus dennoch unter die entsprechende Verordnung fallen
sollte.

Gerade bei neuartigen Waren kommt es daher darauf an, ob sie die gleichen
technischen und physischen Merkmale, die gleichen grundlegenden
Endverwendungen und das gleiche Verhältnis zwischen Qualität und Preis wie die
Waren aufweisen, die von den fraglichen Antidumpingverordnungen erfasst werden.
Dabei sind auch die Austauschbarkeit und der Wettbewerb zwischen diesen Waren zu
beurteilen (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 18. April 2013, C-595/11, Steinel Vertrieb).

Somit besteht bei Waren, die zwar der in einer Antidumpingverordnung genannten
Tarifposition unterfallen, durchaus die Möglichkeit, dass sie nicht in den
Anwendungsbereich der Verordnung fallen können. Allerdings kann der
Anwendungsbereich, wie im vorliegenden Fall, auch über den Wortlaut im Sinne der
tariflichen Einreihung hinausgehen.

Wir haben bereits Verfahren geführt, bei denen dieser Ansatz (Anwendungsbereich)
erfolgreich war. Wenn die Ware „nur“ über die Zolltarifnummer in den
Anwendungsbereich der Verordnung gelangt, die Ware aber eigentlich nicht in den
Anwendungsbereich gehört, da sie nach den Kriterien des EuGH nicht darunter fallen
soll, dann kann eine Ware nicht mit einem Antidumpingzoll belegt werden.

Leider ist dies immer auf den jeweiligen Einzelfall bezogen zu prüfen und kann nicht
anhand pauschaler Aussagen erfolgen. Grundsätzlich sollte aber bei
Antidumpingzöllen geprüft werden, ob der Ansatz dieser Zölle richtig ist, denn häufig
tritt die Situation in Tarifstreitigkeiten ein, wenn z.B. eine Ware in einer Zollprüfung
anders eingereiht wird und dann zusätzlich nachträglich mit einem Antidumpingzoll
lediglich über die TARIC-Nummer belegt wird. In solchen Fällen ist die Ware in der
Regel bereits lange verkauft und der zusätzliche Antidumpingzoll kann zu einem
ernsthaften wirtschaftlichen Problem führen, wenn er auf niemanden mehr abgewälzt
werden kann und er selbst getragen werden muss.

Zudem bestehen auch häufig die Probleme bei Antidumpingzöllen, dass die
zusätzliche Erhebung von Antidumpingzöllen die Ware nahezu unverkäuflich machen
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kann, insbesondere wenn Mitbewerber – aus welchen Gründen auch immer – eine
Ware zu einem deutlich niedrigeren Preis anbieten kann.

Auch die vielfach als „Königsweg“ angesehene Möglichkeit, eine verbindliche
Zolltarifauskunft für Waren zu beantragen und Rechtssicherheit zu erlangen, ist vor
dem Hintergrund der Entscheidung des EuGH eher fragwürdig, denn in Bezug auf den
Anwendungsbereich von Antidumpingmaßnahmen kann „nur“ die zolltarifliche
Einreihung im Einzelfall keine Rolle spielen und gewiss keine Rechtssicherheit bringen.
Es bleibt daher weiterhin eine Herausforderung, entsprechende Auslegungen zu
betreiben, was selbstverständlich neben dem abgabenrechtlichen Risiko auch
strafrechtliche Risiken birgt, wie man auch an der vorliegenden Entscheidung erkennen
kann.

Verfasser: Rechtsanwalt Heiko Panke 

III. Lieferantenerklärungen - aktuelle
Fallstricke
Der Jahresanfang ist immer auch die Zeit, in der die zuständigen Abteilungen des
Unternehmens Langzeit-Lieferantenerklärungen bei den Zulieferern anfordern bzw.
diese selbst für ihre Kunden ausstellen. Abgesehen davon, dass in beiden Fällen
immer darauf zu achten ist, dass die Formvorgaben des Art. 62 UZK-DVO eingehalten
werden, haben sich in jüngster Zeit ein paar "Fallstricke" im Zusammenhang mit dem
Ausstellen und der Verwendung von Lieferantenerklärungen ergeben, die wir im
Folgenden betrachten möchten:  

1.    Gut gemeint ist nicht immer gut gemacht – die DVO (EU) 2020/2254

Ende 2020, kurz vor Ablauf der Übergangsfrist, wurde das Handels- und
Kooperationsabkommen zwischen der Europäischen Union und dem Vereinigten
Königreich Großbritannien (TCA) verabschiedet und am 31.12.2020 im EU-Amtsblatt
veröffentlicht (EU-Abl. L 444/14). Als Ergänzung zum TCA wurde eine Verordnung
erlassen, die ebenfalls am letzten Tag des Jahres veröffentlicht wurde (EU-Abl. L
446/1) und am Folgetag in Kraft trat: Die "DVO (EU) 2020/2254 über die Ausfertigung
von Erklärungen zum Ursprung auf der Grundlage von Lieferantenerklärungen für
präferenzbegünstigte Ausfuhren in das Vereinigte Königreich während eines
Übergangszeitraums" sollte das Problem lösen, dass europäische Ausführer aufgrund
des sehr kurzfristigen Abschlusses des Handelsabkommens nicht im Besitz von
Lieferantenerklärungen waren, die den europäischen Ursprung im Präferenzverkehr
mit dem Vereinigten Königreich (VK) bestätigten. Das war naturgemäß nicht möglich
angesichts der fort- und bis zum Ende des Übergangszeitraums andauernden
Ungewissheit, ob es überhaupt zum Abschluss eines Handelsabkommens zwischen

https://www.ra-moellenhoff.de/index.php?id=304&mid=326&aC=e9f41d7d&jumpurl=18
https://www.ra-moellenhoff.de/index.php?id=304&mid=326&aC=e9f41d7d&jumpurl=19
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der EU und dem VK kommen und welchen Inhalt es haben würde. Dennoch sollte der
Handel mit dem VK unter Inanspruchnahme von Zollfreiheiten bei der Einfuhr im VK ab
dem 01.01.2021 beginnen. Was also tun?

Die Europäische Kommission schuf die DVO (EU) 2020/2254, nach deren Art. 1 es
Ausführern für die Zwecke der Anwendung des TCA erlaubt war, "bis zum 31.12.2021
Erklärungen zum Ursprung für Ausfuhren in das VK auf der Grundlage von
Lieferantenerklärungen, die der Lieferant nachträglich vorlegen muss, unter der
Bedingung aus(zu)fertigen, dass sich die Lieferantenerklärungen bis zum 1. Januar
2022 im Besitz des Ausführers befinden."

Die dahinterstehende Idee der EU-Kommission war gut: Man wollte es Ausführern für
eine Übergangszeit ermöglichen, Ursprungserklärungen auszustellen, auch wenn es
den Ausführern zum Zeitpunkt der Ausfertigung der Erklärung nicht möglich ist, den
Ursprung der eingesetzten Vormaterialien oder Handelswaren anhand von
Lieferantenerklärungen nachzuweisen. Aber wie soll der Ausführer beim Ausstellen der
Erklärung zum Ursprung wissen, dass er diese Lieferantenerklärungen von seinem
Lieferanten später erhält? Die deutsche Zollverwaltung vergaß nicht, im TCA-Merkblatt
darauf zu verweisen, dass Ausführer trotz dieser Vereinfachung für die Richtigkeit der
Erklärung zum Ursprung und der darin gemachten Angaben "verantwortlich" seien (S.
16). Dem Ausführer müssten "belastbare Informationen" zur Ursprungseigenschaft
einer Ware vorliegen. Das zurückliegende Jahr hat gezeigt, dass es insbesondere für
Ausführer mit komplexen Zulieferstrukturen äußerst schwierig war,
Lieferantenerklärungen einzuholen, insbesondere nachträglich ausgestellte
Lieferantenerklärungen für Waren, die bereits vor dem 01.01.2021 geliefert wurden.  

Für den Fall, dass es dem Ausführer nicht gelingen sollte, die Lieferantenerklärungen
bis Ende 2021 zu beschaffen, regelt die Kommission in Unterabsatz 2:

"Hat der Ausführer diese Lieferantenerkläungen bis zu diesem Zeitpunkt nicht in
seinem Besitz, so teilt er dem Einführer dies spätestens am 31. Januar 2022 mit."

Was soll uns diese Regelung sagen? Dem Ausführer wird per Verordnung eine
Informationspflicht auferlegt. Offen bleibt, was folgt, wenn der Ausführer seiner
"Mitteilungspflicht" nachgekommen ist. Die Ware, für die eine Erklärung zum Ursprung
ausgestellt wurde, kann Ursprungsware sein, auch wenn der Nachweis durch
Lieferantenerklärung nicht vorliegt. Die Lieferantenerklärung dient allein dem Nachweis
des Ursprungs. Ob der Einführer im VK seine Einfuhranmeldung bzgl. der
Inanspruchnahme von Präferenzen korrigieren muss, beurteilt sich nach britischem
Recht. Inwiefern die europäischen Ausführer in Fällen dieser Art mit
Schadensersatzforderungen ihrer Kunden konfrontiert werden, wird sich zeigen. Was
für ein Dilemma! 

Die Kommission weist in den Gründen der Verordnung darauf hin, dass es "angesichts
des kurzen Zeitraums zwischen dem Zeitpunkt der Veröffentlichung des Abkommens

https://www.ra-moellenhoff.de/index.php?id=304&mid=326&aC=e9f41d7d&jumpurl=19
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und dem Zeitpunkt, zu dem es anwendbar wird, für manche Lieferanten schwierig sein
könnte, den Ausführern rechtzeitig alle einschlägigen Erklärungen vorzulegen." Mit
"schwierig" wird die Situation sehr schmeichelhaft beschrieben: Zwischen
Veröffentlichung und vorläufigem Inkrafttreten des Abkommens lag 1 Tag! Angesichts
dieser besonderen Situation wäre eine kulantere Regelung für die Wirtschaft
wünschenswert gewesen. Die Anerkennung von Lieferantenerklärungen, die den
Präferenzverkehr mit mindestens zwei Partnerländern bestätigen, deren
Präferenzabkommen mit der EU gleiche oder anspruchsvollere Ursprungsregeln
enthalten als die im TCA vereinbarten, wäre möglicherweise ein kulanterer Weg
gewesen.    

2.    Lieferantenerklärungen und die alternativen Ursprungsregeln

Ebenso schwer wird es Ausführern gemacht, die die alternativen Ursprungsregeln im
Pan-Euro-Med (PEM)-Raum nutzen möchten: Die Europäische Union hat mit einzelnen
Abkommenspartnern des Regionalen Übereinkommens im Pan-Euro-Med-Raum neue,
modernere Ursprungsregeln (sog. Übergangsregeln) vereinbart. Die Abkommen treten
sukkzessive in Kraft. Auf der Seite https://ec.europa.eu/taxation_customs/customs-
4/international-affairs/pan-euro-mediterranean-cumulation-and-pem-convention_en 
informiert die EU-Kommission über den jeweils aktuellen Stand der in Kraft getretenen
Abkommen. Die jüngst veröffentlichte Matrix, anhand derer man prüfen kann, welche
Länder die neuen Ursprungsregeln anwenden und eine diagonale Kumulierung
ermöglichen, wurde zuletzt im EU-Amtsblatt C 492/1 vom 08.12.2021 veröffentlicht.
Über die neuen, alternativ anwendbaren Ursprungsregeln haben wir im Infoletter
September 2021 berichtet. Die Übergangsregeln haben den Vorteil, dass die
Ursprungsregeln in vielen Bereichen großzügiger sind, u.a. durch höhere Wertgrenzen
für Nicht-Ursprungswaren, Ursprung nach diesen Regeln also leichter zu erreichen ist.
Neues und altes System laufen parallel und sind strikt zu trennen, d.h., Ausführer, die
Ursprungserklärungen für Lieferungen in Länder des Pan-Euro-Med-Raums ausstellen,
müssen sich entscheiden, welches System sie anwenden. Wenden Sie die alternativen
Ursprungsregeln an, müssen Warenverkehrsbescheinigung und Ursprungserklärung
den Hinweis auf die Übergangsregeln („TRANSITIONAL RULES“) in der
Bescheinigung bzw. der Erklärung gemäß den Vorgaben des Abkommens enthalten.    
 

Diese Parallelität führt zu folgendem Problem bei den Lieferantenerklärungen: Möchte
ein Ausführer eine EUR.1 oder Ursprungserklärung auf Grundlage der alternativen
Übergangsregeln ausfertigen, müssen die Lieferantenerklärungen für die in
eingesetzten Vormaterialien ebenfalls den Hinweis auf die Übergangsregeln enthalten.
Die deutsche Zollverwaltung weist auf ihrer Internetseite darauf hin, dass für Waren,
deren Ursprung durch Anwendung der Übergangsregeln erworben wurde, in den
Lieferantenerklärungen für die zugelieferten Waren bei der Angabe der anwendbaren
Präferenzverkehre zusätzlich zum jeweiligen Land "TRANSITIONAL RULES"
anzugeben sei. Die Europäische Kommission empfiehlt zudem, bei der Ausfertigung
von Lieferantenerklärungen ab dem 1. September 2021 anzugeben, ob ein Erzeugnis
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die Ursprungsregeln des Regionalen Übereinkommens oder der Übergangsregeln oder
beider Systeme erfüllt. Fehlt diese Angabe, so gilt die Lieferantenerklärung nur als
Nachweisunterlage im Rahmen des Regionalen Übereinkommens (s. Guidance on
transitional PEM rules (englisch) der EU-Kommission, S. 7).

Laut Guidance war aus der Wirtschaft kritisch darauf hingewiesen worden, dass es
insbesondere für Unternehmen mit komplexen Lieferketten nicht praktikabel ist,
Ursprungsnachweise (Warenverkehrsbescheinigungen, Ursprungserklärungen und
Lieferantenerklärungen) vorzuhalten, die nach beiden Regelwerken ausgestellt
wurden. Dennoch konnte man sich auf EU-Ebene nicht dazu durchringen, die nach den
"alten" PEM-Regeln erstellten Lieferantenerklärungen auch für den Präferenzverkehr
nach den Übergangsregeln anzuerkennen, da es einige – wenige – Fälle gibt, in denen
die Übergangsregeln strenger sind als die Regeln des Regionalen Übereinkommens.
Für die Wirtschaft stellt auch dies ein kleines Dilemma dar, da der Aufwand, hier ggf.
zwei parallele Nachweissysteme zu verwalten und die IT-Systeme entsprechend
anzupassen, für viele Unternehmen zu groß ist. Schade eigentlich, wollte man den
Unternehmen mit den moderneren Ursprungsregeln doch eigentlich
entgegenkommen.  

Verfasserin: Rechtsanwältin Almuth Barkam
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